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(Es ging ein vertraulicher Sitzungsteil voraus; siehe vAPr 18/50) 

2 Strukturwandel in Nordrhein-Westfalen 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/2225 

In Verbindung mit: 

 Strukturwandel Kraftwerkstrategie (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion 
[s. Anlage 1]) 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/2242   

StS’in Silke Krebs (MWIKE) berichtet:  

Der Tagesordnungspunkt „Strukturwandel in Nordrhein-Westfalen“ wird bekanntlich 
zu jeder Sitzung aufgerufen. Heute berichten wir über das 5-StandorteProgramm. 
Dieses wird im MWIKE intensiv von Frau Zeumer betreut. Sie wird gleich ergänzend 
berichten. 

Auch bei den Steinkohlekraftwerksstandorten stehen durch den Kohleausstieg Her-
ausforderungen an. Im Investitionsgesetz Kohleregionen ist daher vorgesehen, 
dass der Bund für die betroffenen Standorte Strukturhilfen von bis zu einer Million 
Euro zur Unterstützung bereithält. Die Standorte in NRW liegen bekanntlich im 
Ruhrgebiet. Wie der Titel schon sagt, geht es um fünf Standorte, und zwar um die 
Städte Duisburg, Gelsenkirchen, Hamm, Herne und den Kreis Unna. 

Auf diese entfallen bis zum Jahr 2038 insgesamt rund 662 Millionen Euro an För-
dermitteln. Die Mittel dienen der Umsetzung innovativer Projekte, der Bewältigung 
der Transformation und der Beschäftigungssicherung im Zuge der Beendigung der 
Steinkohleverstromung. 

Das 5-StandorteProgramm versteht sich als ein Programm zur präventiven Struk-
turpolitik. Es gilt, Strukturbrüche gar nicht erst entstehen zu lassen, sondern sie zu 
verhindern und sozusagen vor die Entwicklung zu kommen, um diese proaktiv ge-
stalten und prägen zu können. Den Projekten in dem Programm kommt deshalb 
eine besondere Bedeutung zu. Für deren Auswahl und Qualifizierung wurde ein 
Strukturstärkungsrat eingerichtet, um die Expertise der Region zusammenzuführen 
und zum Beispiel Kontakte in die Unternehmen und die Hochschulen herzustellen.  

Der Strukturstärkungsrat setzt sich deshalb aus einer Vielzahl von Organisationen 
zusammen. Dazu gehören Vertreterinnen und Vertreter der fünf Standorte Duis-
burg, Gelsenkirchen, Hamburg, Herne und Kreis Unna, der beteiligten Ressorts der 
Landesregierung, der drei zuständigen Bezirksregierungen Arnsberg, Düsseldorf 
und Münster. Weitere Stakeholder sind die Handelskammern Dortmund, Düsseldorf 
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und Münster, die IHK Nord Westfalen, die Niederrheinische IHK Duisburg-Wesel- 
Kleve zu Duisburg, die IHK Dortmund und die IHK Mittleres Ruhrgebiet. Zudem wer-
den noch Sozialpartner*innen, Umweltverbände, die Universität Duisburg-Essen, 
die Westfälische Hochschule, die Hochschule Hamm-Lippstadt sowie die Agentur 
für Arbeit eingebunden. 

Die breite Einbindung – Sie haben soeben etwas über das Spektrum der Akteurin-
nen und Akteure gehört – ist für uns besonders entscheidend, weil der Strukturwan-
del im Wesentlichen auch ein Bottom-up-Prozess ist und nicht einfach Top-down 
durchgeführt werden kann. Erfolgreiche Strukturpolitik wird in weiten Teilen von den 
betroffenen Regionen und Kommunen selbst entwickelt und getragen.  

Seit dem Start des Programms haben zahlreiche Vorhaben den Auswahl- und Qua-
lifizierungsprozess des Strukturstärkungsrats durchlaufen und wurden der Landes-
regierung zur Förderung empfohlen.  

LMR’in Korinna Zeumer (MWIKE) ergänzt: 

Es ist entscheidend für das Gelingen der Transformation, dass die Projektentwick-
lung bzw. die Fachexpertise, der Fachverstand und auch der Verwaltungsfachver-
stand in Stabstellen oder Leitungsbüros an den fünf Standorten gebündelt werden. 
Das war der erste Schritt. Wir haben also die personelle Verstärkung an diesen fünf 
Standorten in Gang gesetzt, damit sie befähigt werden, diese Anträge zu stellen. 

Ich gebe jetzt einen kurzen Überblick über das Spektrum der derzeit laufenden Pro-
jekte an allen fünf Standorten und starte mit Hamm. Das Projekt dort macht deutlich, 
dass das 5-StandorteProgramm auf die Energiewende und die klimaneutrale Trans-
formation einzahlt. Es handelt sich um ein Gemeinschaftsprojekt mit der Hochschule 
Hamm-Lippstadt. Ziel des Projektes „Werkbank Sektorenkopplung“ ist es, Strom 
möglichst effizient zu nutzen, also den Hochlauf der Sektorenkopplung zu beein-
flussen und zu verstärken. 

In diesem Vorhaben gibt es ein sehr bodenständiges Weiterbildungsangebot. Da 
sollen Handwerksbetriebe, Ingenieurinnen und Ingenieure sowie Wohnungsbauun-
ternehmen zu Wärmepumpen und Gebäudedämmung geschult werden. 

Dies wird mit einem sogenannten Experience Lab unterlegt, also der Möglichkeit, 
die Projekte und Programme vor Ort erlebbar und anschaulich zu machen, um auch 
das eine oder andere Akzeptanzhemmnis zu beseitigen. Dieses Vorhaben wird mit 
5,7 Millionen Euro gefördert. Vonseiten des Landes werden 320.000 Euro beige-
steuert. 

Im Kreis Unna haben wir das Projekt „Werkstoffforum der Zukunft“ ausgewählt. Es 
wird in Schwerte im Kreis Unna umgesetzt und soll dazu beitragen, Kunststoffe neu 
zu denken und zu recyceln. Da geht es jetzt weniger um Verpackungsmaterialien 
als um neue industrielle Kunststoffe.  

Für dieses Projekt ist es zentral, dass in diesem Forum alle an einen Tisch geholt 
wurden, also die Kunststoffindustrie, die Kreislaufwirtschaft und auch die Umwelt-
verbände. Diese besprechen gemeinsam: Was könnten Recyclingstoffe der Zukunft 
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sein, um Prozesse mit neuen Kunststoffen zu hinterlegen? – Das Fördervolumen 
beträgt 6,4 Millionen Euro. Das Land steuert noch 80.000 Euro bei. 

In Duisburg wurde das Zentrum für angewandte Künstliche Intelligenz, Zaki.D, aus-
gewählt. Das „D“ steht für Duisburg. Das Zaki.D ist ein Kooperationsprojekt der Uni-
versität Duisburg-Essen, des Fraunhofer IMS in Duisburg und eines Unternehmens, 
der Krone Innovation GmbH. Ziel dieses Projektes ist es, in KI-Projekten mit Unter-
nehmen zu kooperieren und die Gründungsaktivitäten anzustoßen. 

Ganz zentral im 5-StandorteProgramm – das zeichnet sich schon jetzt ab – ist das 
Thema „Revitalisierung von Brachflächen“. Deswegen möchte ich das auch an an-
hand von zwei Projekten bebildern.  

Das eine ist in Herne angesiedelt und spielt eine große Rolle. Die ehemalige Fläche 
des Bergwerks General Blumenthal – diese ist 2001 stillgelegt worden – und die 
Fläche des ehemaligen Steinkohlekraftwerks Shamrock sind die einzige in der Stadt 
noch vorhandene Flächenreserve. Diese soll mithilfe des Programms zu einem 
„Techno Ruhr International“-Standort entwickelt werden und dort mit hohen Aufent-
haltsqualitäten und einem hohen architektonischen Anspruch Raum für internatio-
nale Gründungsaktivitäten und Zukunftstechnologien geben. 

Das zweite Projekt im Bereich der Revitalisierung von Brachflächen ist ein sehr be-
kanntes Projekt, nämlich die Neue Zeche Westerholt, ein Kooperationsvorhaben auf 
der Stadtgrenze. Die Stadtgrenze von Gelsenkirchen und Herten läuft quasi durch 
die Projektfläche. Das ist verwaltungstechnisch nicht ganz einfach. Es ist auf jeden 
Fall ein Kooperationsvorhaben. Wir werden diese Fläche im Rahmen des Projektes 
zu einem klimaneutralen Standort mit Industrieflächen entwickeln. Es ist bisher ei-
nes der maßgeblichen Projekte. Dafür sehen wir 75 Millionen Euro vor. 

Um noch mehr Projekte an die fünf Standorte zu bekommen, erhalten sie Unterstüt-
zung von der Business Metropole Ruhr, der regionalen Wirtschaftsförderung des 
Ruhrgebiets. Das Ziel ist, in dem 5-StandorteProgramm, bei dem alleine durch die 
Bezeichnung deutlich wird, dass es ein sehr stark kommunal geprägtes Programm 
ist, die regionale Dimension anzubieten und mit Kontakten auszufüllen. 

Die zentrale Idee dieses Projektbüros ist es, einen Helferpool anzubieten. Die Kom-
munen an diesen fünf Standorten finden dort Personal für die verschiedensten Fra-
gestellungen, zu denen sie selbst kein Personal vorhalten, zum Beispiel für die Be-
rechnung von Arbeitsplatzeffekten oder für die Beantwortung von umweltschutzrecht-
lichen oder gesellschaftsrechtlichen Fragen etwa bei der Bildung von Konsortien.  

Das wichtigste Thema, das sich erfolgreich entwickelt hat, ist das Beihilferecht, das 
das Zuwendungsrecht sehr maßgeblich durchzieht. Es wird also beilhilferechtliche 
Expertise vorgehalten.  

Wie vielfach gefordert, haben wir im vergangenen Jahr versucht, das 5-Standor-
teProgramm zu beschleunigen. Ich möchte belegen, dass es uns auf drei sehr un-
terschiedlichen Ebenen gelungen ist bzw. wird dort einige wichtige Meilensteine er-
reicht haben.  
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Die rechtliche Klammer für das Programm ist die Rahmenrichtlinie. Diese gilt für 
beide Kohleregionen, also sowohl für die Steinkohlereviere als auch für die Braun-
kohlereviere. Wir stehen in einem sehr engen Austausch mit den drei Bezirksregie-
rungen. 

Im 5-StandorteProgramm haben wir den Vorteil, dass drei Bezirksregierungen am 
Start sind. Diese bringen ihre Verwaltungserfahrung in dieses Programm ein. Es ist uns 
auf der Grundlage von einigen Praxistests gelungen, diese Rahmenrichtlinien insbe-
sondere in Duisburg und Gelsenkirchen zum Beispiel bei den Themen „Pauschalen“ 
und „Grunderwerb“ zu erproben und entsprechend etwas anders auszugestalten.  

Wir haben versucht, die Verfahren in dem Gremium – Frau Staatssekretärin Krebs 
hat den Strukturstärkungsrat vorhin angesprochen – zu beschleunigen. Da muss 
man erst einmal eine Balance mit allen Beteiligten finden und entscheiden: Für wel-
che Vorhaben soll das überhaupt gelten. Deshalb gab es dazu eine breite Beteili-
gung von den fünf Standorten, von PtJ und den Bezirksregierungen. Wir werden 
dieses Fast-Track-Verfahren jetzt insbesondere für Machbarkeitsstudien durchfüh-
ren, die unter 1 Million Euro liegen. 

Mit dem letzten Hinweis zum Thema „Beschleunigung“ knüpfe ich an ein Thema an, 
das Ihnen wahrscheinlich aus dem Rheinischen Revier bekannt ist: Die Bewilli-
gungszeiträume beim BAFA sind sehr, sehr lang. Im 5-StandorteProgramm arbeiten 
wir mit denselben Kolleginnen und Kollegen zusammen. Das entwickelt sich zwar 
derzeit sehr positiv, gleichwohl hat es die Bewilligung in dem Programm gehemmt. 
Das war für die Akzeptanz nicht förderlich, sodass wir einen sogenannten Transfor-
mationsbooster hinterlegt haben. 

Gemeint ist die Möglichkeit, für Machbarkeitsstudien oder Voruntersuchungen 
kleine Bewilligungen durchzuführen, die die Bezirksregierungen für uns verantwor-
ten und die sehr viel schneller an den Start gehen können. Auch bei dem vorhin 
genannten Projekt zur Brachflächenrevitalisierung in Herne haben wir mit einem 
Transformationsbooster gearbeitet. Dadurch wurde das Projekt beschleunigt und 
befähigt, viel schneller in die Antragstellung zu kommen. 

Die strategische Klammer für das ganze Programm ist der sogenannte strategische 
Beirat. Diesem gehören die Staatssekretärinnen und Staatssekretäre der eingebun-
denen Förderressorts, die Vertreter der Standorte, also die Oberbürgermeister bzw. 
Landräte dieser fünf Kommunen und Vertreter der Regionen an. Sie betrachten un-
abhängig von der Projektebene insbesondere den Austausch zwischen der Landes-
regierung und den Regionen. 

Am 12. Januar 2024 hat eine Sitzung in Herne stattgefunden. Aus dieser Sitzung 
heraus haben wir einige Aufträge für dieses Jahr mitgenommen. Das ist insbeson-
dere die Stärkung der Themen „berufliche Bildung“ und „Kooperationsvorhaben“. 
Wir kommen aus einer Phase, in der die Kommunen zuerst sehr auf sich geguckt 
haben. Jetzt gibt es viel mehr Raum, auch in die Region zu schauen und Koopera-
tionsprojekte anzudenken. 
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Frederick Cordes (SPD) zeigt sich erfreut über das im Bericht gezeichnete positive 
Bild, auch wenn es ihn keinesfalls überrasche, dass im Ruhrgebiet gut gearbeitet 
werde. Die Landesregierung habe zu Recht darauf verwiesen, dass sich um einen 
Bottom-up- und nicht um einen Top-down-Prozess handele.  

Er wisse jedoch von einem Projektantrag, der vom Strukturstärkungsrat bereits drei 
Sterne erhalten habe, aber noch von der Landesregierung aufgehalten werde. Er 
würde gerne wissen, welche und wie viele Projekte dies insgesamt betreffe, an welcher 
Stelle es hake und welche Gründe die Landesregierung dafür anführe. 

Zudem interessiere ihn, wie viele Projektanträge insgesamt im Rahmen der Projekt-
förderung zur sozialen Infrastruktur gemäß der Aufschlüsselung in der Kategorie 3c 
der Förderrichtlinie eingereicht worden seien.  

Dirk Wedel (FDP) fragt, wie viel Geld jeweils in das Flächenrevitalisierungsprojekt in 
Herne und das Projekt in Duisburg fließe und wie viel von den 662 Millionen Euro, die 
bis 2038 zur Verfügung gestellt würden, bereits in entsprechenden Strukturwandelpro-
jekten verplant seien. 

Außerdem würde er gern erfahren, ob das Programm „Revitalisierung von Brachflä-
chen“ federführend im AWIKE durchgeführt werde und welche Rolle der Parlamenta-
rische Staatssekretär in diesem Zusammenhang spiele. 

Bei dem Projekt „Werkbank Sektorenkopplung“ werde ein Technologie- und Wissens-
transfer angestrebt, so Antje Grothus (GRÜNE). Sie würde gern konkreter erfahren, 
welche Beratungsangebote dort gemacht würden und wie in Zukunft auch andere 
strukturschwache Regionen davon profitieren könnten. 

Christian Loose (AfD) merkt an, die Landesregierung zerstöre Top-down die Kraft-
werksinfrastruktur und vernichte die Arbeitsplätze in der Region. Arbeitsplätze sollten 
aber Bottom-up entstehen. Es würden zahlreiche Projektgesellschaften gegründet und 
hohe Summen ausgegeben. Die Landesregierung berichte, was sie Tolles angefangen 
habe. Als Gradmesser diene ihr dabei aber vor allem die Summe des ausgegebenen 
Geldes. Die SPD-Fraktion wolle ständig wissen, wie viele Projektanträge gestellt wür-
den, als ob dies irgendetwas über tatsächlich erzielte Erfolge aussagte 

In jedem Unternehmen werde der Erfolg anhand von entsprechenden Erfolgsmaßzah-
len bewertet. In diesem Falle sollte nicht die Anzahl von Projekten oder die Höhe der 
Ausgaben gemessen werden, sondern die Höhe der geschaffenen Wertschöpfung und 
die Zahl der entstandenen Arbeitsplätze. Er bitte die Landesregierung, darzulegen, wie 
viele nachhaltige Arbeitsplätze sie mit den von ihr geschilderten Projekten insgesamt 
geschaffen habe oder noch schaffen werde. Darunter verstehe er solche Arbeitsplätze, 
die auch in zehn bis 15 Jahren noch überlebten, ohne dauerhaft subventioniert zu wer-
den. Zudem bitte er um Auskunft über die Höhe der Subventionen pro Arbeitsplatz. 

StS’in Silke Krebs (MWIKE) bestätigt, dass die Federführung für die Revitalisierung 
von Brachflächen beim MWIKE liege. Der entsprechende Bereich werde mit hohem Ein-
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satz und Engagement geleitet. Dabei befinde sich das Ministerium in engem Aus-
tausch mit dem Parlamentarischen Staatssekretär, der die Interessen des Ruhrgebiets 
im Auge habe. 

Zum Thema „Arbeitsplätze“ verweise sie auf den europäischen Beihilferahmen. Auf-
grund der Regelungen zur Beihilfe könne die Landesregierung weder im 5-Standor-
teProgramm noch im Rheinischen Revier einzelne Unternehmen direkt fördern. Die 
wenigsten Förderprogramme seien derart gestaltet, dass damit unmittelbar Arbeits-
plätze herbeisubventioniert werden könnten. Dies wäre ihres Erachtens weder zuläs-
sig noch erfolgsversprechend.  

Es gehe beim Strukturwandel im Wesentlichen darum, neue wirtschaftliche Strukturen 
in neuen Branchen mit neuen Schwerpunkten oder beispielsweise bei der Energiever-
sorgung mit den hergebrachten Branchen auf einer veränderten Grundlage zu schaf-
fen, um die Wertschöpfung in der Region zu halten und zu stabilisieren. 

Allerdings bestehe sowohl im 5-StandorteProgramm als auch im Rheinischen Revier 
die Möglichkeit, im Rahmen eines sinnvollen Projektes auch einmal gezielt Unterneh-
men zu unterstützen. Dies wisse die Landregierung sehr zu schätzen. 

LMR’in Korinna Zeumer (MWIKE) berichtet, es gebe derzeit noch kein Projekt gemäß 
der von der SPD-Fraktion angesprochenen Ziffer 3c „soziale Infrastruktur“. Bisher 
seien 19 Projekte mit drei Sternen bewertet worden. Es gehe darum, die Projekte so 
zu gestalten, dass sie tatsächlich gefördert werden könnten. Die Vergabe von drei 
Sternen bedeute beim 5-StandorteProgramm daher grundsätzlich auch, dass die För-
derfähigkeit gegeben sei und damit eine Förderzusage der Bezirksregierung vorliege. 
Dies halte sie im Hinblick auf das Erwartungsmanagements für eine gute Lösung. 

Bezüglich der Wirkung des Programms über die fünf geförderten Standorte hinaus 
weise sie daraufhin, dass dessen Bedeutung sich ohnehin nicht auf diese beschränke. 
Wer beispielsweise Westerholt entwickele, löse damit Entwicklungseffekte in Richtung 
des Kreises Recklinghausen aus. Grundsätzlich könnten auch angrenzende Kommu-
nen Projekte beantragen. Dabei müsse allerdings die hohe Hürde des Einverständnis-
ses der beteiligten Kommunen genommen werden. Das Ministerium erwarte jedoch 
künftig mehr Kooperationsprojekte sowie Projekte im angrenzenden Raum. 

Die FDP-Fraktion habe nach dem Gesamtvolumen des Programms und den Förder-
volumina für Duisburg und Herne gefragt. Dem 5-StandorteProgramm ständen insge-
samt 626 Millionen Euro zu Verfügung. Davon seien 60 Millionen mit Projekten belegt 
und bewilligt.  

Das Gesamtvolumen des Projekts in Duisburg betrage 16 Millionen Euro. Das Land 
werde diese Entwicklung mit 900.000 Euro unterstützen. Das Projektvolumen in Herne 
belaufe sich auf 3,6 Millionen Euro, mit einem Landesanteil bei 200.000 Euro. Es han-
dele sich in Herne zunächst um den Start bzw. die erste Bauphase eines baufachlich 
sehr komplexen Projekts, der sich noch einige weitere Bauphasen anschließen dürften.  

Die Frage der Grünenfraktion zum Projekt „Werkbank/Sektorenkopplung habe sie so 
verstanden, dass es um die Zielrichtung in der regionalen Verankerung gehe. 
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Antje Grothus (GRÜNE) präzisiert, es komme ihr darauf an, wie der Technologietrans-
fer gelingen könne und mithilfe welcher Beratungsangebote die dort gehobenen Poten-
ziale und gewonnenen Erfahrungen für andere Region nutzbar gemacht werden sollten.  

LMR’in Korinna Zeumer (MWIKE) stellt klar, bei dem „Werkbank“ genannten Bera-
tungsangebot handele es sich zunächst um ein sehr bodenständiges, das die hand-
werklichen Betriebe rund um Hamm abholen solle. Die Hammer würden die Idee, das 
Ganze weiterzutragen und auch den Transfer mitzudenken, damit das Projekt auch 
Ausstrahlungswirkung erhielte, jedoch sicherlich sehr begrüßen. 

Dem Vorsitzenden Dr. Robin Korte zufolge liegen zu dem Bericht der Landesregie-
rung zum 5-StandorteProgramm keine weiteren Fragen vor. Es stehe jedoch mit Vor-
lage 18/2242 noch ein zweiter Bericht zur Anfrage der FDP-Fraktion zur Kraftwerks-
strategie zur Diskussion. 

Die Landesregierung weise darauf hin, dass das vorgesehene Ausschreibungsvolu-
men von 10 GW für Gaskraftwerke voraussichtlich nicht ausreiche, um die Deckungs-
lücke an gesicherter Leistung zu kompensieren, so Dirk Wedel (FDP). Daher würde 
er gerne erfahren, ob sie die Versorgungslücke für einen erfolgreichen Kohleaus-
stieg 2030 im Rheinischen Revier trotz des Ausstehens der Kraftwerksstrategie des 
Bundes konkret beziffern könne. 

Aus der jüngsten Fragestunde im Plenum habe sich ergeben, dass bis dato keine Ge-
nehmigungsanträge für wasserstofffähige Gaskraftwerke im Rheinischen Revier vor-
lägen. Daher interessiere ihn, welche Maßnahmen die Landesregierung verfolge, um 
die schnellstmögliche Planung und Genehmigung von wasserstofffähigen Gaskraft-
werken in der für den Kohleausstieg 2030 benötigten Größenordnung auf Landes-
ebene zu gewährleisten. Im Bericht fänden sich dazu keine konkreten Angaben. 

Zudem wüsste er gern, wie schnell die entsprechenden Gaskraftwerke aus Sicht der 
Landesregierung im besten Falle genehmigt und gebaut werden könnten.  

StS’in Silke Krebs (MWIKE) bestätigt, die jetzt direkt zu vergebenden insgesamt 10 
GW reichten alleine nicht aus. Dies sei auch in der Kraftwerksstrategie des Bundes 
hinterlegt, weil parallel eine Kapazitätsanreizstruktur angekündigt werde. Die Landes-
regierung halte es jedoch für wichtig, darauf hinzuweisen, dass dieser Kapazitätsme-
chanismus schnell und kraftvoll wirken müsse. 

Die Bedarfsschätzungen der BNetzA lägen bei 17 bis 25 GW. Die Landesregierung 
gehe davon aus, dass der Bedarf in dieser Größenordnung liegen werde. Die Kraft-
werksstrategie müsse die zusätzliche Kapazität so anregen, dass es in den weiteren 
Ablauf passe. Allerdings berge auch das Thema „Kraft-Wärme-Kopplung“ ein gewis-
ses Potenzial dafür, einen Beitrag zur Stabilitätssicherung zu leisten und könnte stär-
ker berücksichtigt werden. 

Zu der Frage, was die Landesregierung plane oder bereits unternehme, um diese Ent-
wicklung zu beschleunigen, verweise sie auf den Bericht. Sie befinde sich im engen Aus-
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tausch mit den potenziellen Kraftwerksbetreibern in NRW, um sich darüber abzustim-
men, wie die Erstellung der Kraftwerke möglichst schnell umgesetzt werden könne. 

MR Franz-Wilhelm Iven (MWIKE) bekräftigt, dass das MWIKE sich in engem Aus-
tausch mit den Kraftwerksbetreibern befinde. Gemeinsam mit dem Umweltministerium, 
den Kraftwerksbetreibern und den fünf Bezirksregierungen als Profis in Sachen „Ge-
nehmigungsverfahren“ werde ein Prozess aufgelegt, um frühzeitig zu klären, wie die 
Kraftwerksverfahren in Nordrhein-Westfalen schnell umgesetzt werden könnten. 

Dem Bundes-Immissionsschutzgesetz, BImSchG, zufolge dürfe eine Neugenehmi-
gung nach Vollständigkeit der Unterlagen maximal sieben Monate und eine wesentli-
che Änderung sechs Monate dauern. Er halte diese Fristen für herausfordernd, aber 
mithilfe der oben angesprochenen Kooperation für möglich. Es gebe auch bereits erste 
Signale, was an welcher Stelle dies geschehen könnte. 

Christian Loose (AfD) bemängelt, der Bericht der Landesregierung bleibe unvollstän-
dig und nebulös. Es würden nur Leistungsmengen genannt, aber nicht gesagt, wie 
teuer der Strom inklusive des Ausbaus des Wasserstoffnetzes im Falle einer tatsäch-
lich irgendwann erfolgenden Umsetzung der Kraftwerksstrategie insbesondere für die 
Industrie werde. Er frage sich, wer in der Industrie diesen Strompreis angesichts des 
globalen Wettbewerbs werde bezahlen können. 

Die Landesregierung erkenne selbst, dass die bisher vorgesehen 10 GW an versor-
gungssicherer Leistung deutlich hinter den erforderlichen bis zu 21 GW zurückblieben. 
Sie stelle jedoch nicht klar, wie die Differenz geschlossen werden solle, sondern äu-
ßere sich nebulös. So spreche sie unter anderem bei möglichen KWK-Anlagen von 
„sollen“ statt von „werden“, ohne das Potenzial für neue Kraftwerke im Geltungsbereich 
des KWKG konkret zu benennen.  

Während sie weiterhin Top-down Kraftwerke stilllege, zeige sie auf Berlin, wo die Kraft-
werkslücke geschlossen werden solle. Wenn ein Controller in einem Unternehmen 
eine ähnlich lückenhafte Liquiditätsplanung vorlege, der zufolge die Liquidität nicht zu 
jedem Zeitpunkt gesichert werden könne, müsse das Unternehmen Insolvenz anmel-
den. Übertragen auf die Versorgungssicherheit führe die Kraftwerkstrategie damit quasi 
geplant in den Blackout. Darüber sollten sich alle Parlamentarier Sorgen machen. 

Thomas Okos (CDU) verweist hinsichtlich des Strukturwandels im Allgemeinen vorab 
auf die geplante Investition von Microsoft im Rheinischen Revier. Von dieser erwarte 
er auch große Strahlkraft auf die Regionen, das gesamte Land und ganz Deutschland. 
Das Ministerium habe maßgeblich daran mitgewirkt, ebenso wie zahlreiche Kommu-
nal- und Landespolitiker aller Fraktionen dazu beigetragen hätten. Dies halte er für 
einen großen Erfolg. 

Bezüglich der Kraftwerkstrategie begrüße er die Einigung der Ampel grundsätzlich, 
halte jedoch die Ergebnisse für etwas enttäuschend. Im Rahmen der Messe E-world 
hätten zahlreiche Verbände und Unternehmen darauf hingewiesen, dass wertvolle Zeit 
verloren gegangen sei, die Kraftwerkstrategie hinter den Erwartungen zurückbleibe 
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und weiterhin Unsicherheit herrsche. Ebenfalls kritisiert worden sei die Festschreibung 
von 10 GW statt der von der Bundesnetzagentur avisierten 17 GW bis 21 GW.  

Zudem sorgten die Unklarheiten bezüglich des Beihilferechts, der Finanzierung und 
der Ausschreibung sowie die lange Realisierungsdauer von fünf bis sieben Jahren für 
erhebliche Unsicherheit. Insgesamt halte er die Strategie für insbesondere zeitlich zu 
wenig ambitioniert.  

Dagegen sei gewürdigt worden, dass das Land seine Hausaufgaben bezüglich der 
Planung der Beschleunigungsmaßnahmen gemacht habe. Auch bezüglich der Ge-
spräche mit den Kraftwerksbetreibern herrsche Zuversicht, wie auch in den Ausfüh-
rungen der Landesregierung deutlich geworden sei. Im Land werde also Tempo auf-
genommen, während der Bund noch einiges aufholen müsse. 

Lena Teschlade (SPD) bezeichnet die Ansiedlung von Microsoft als einen tollen Erfolg 
vor allem der Bürgermeister und kommunalen Vertreter vor Ort. Die neuen Anlagen 
benötigten allerdings viel Energie bzw. Strom. Daher würde sie von der Landesregie-
rung gern erfahren, wie viel Strom Nordrhein-Westfalen bei einem realistischen Blick 
auf das Ausbautempo der erneuerbaren Energien wann zur Verfügung stehe und in-
wiefern die tatsächliche Entwicklung und die Kraftwerksstrategie sich deckten.  

Zudem wüsste sie gern konkret, wie viele Gaskraftwerke entstehen sollten und wie 
viele entsprechende Bauvorhaben bereits angekündigt worden seien. 

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE) betont, bei der Ansiedlung von Microsoft handele 
es sich um eine Gemeinschaftsleistung von Verantwortungsträgern auf allen Ebenen. 
Hier den Eindruck zu erwecken, es hätten nur die einen damit zu tun und die anderen 
nicht, halte er für peinlich. 

Bezüglich der Kraftwerksstrategie sehe er die Notwendigkeit, die Transformation wei-
ter zu fassen. Klimaneutral erzeugte, regelbare Leistung stelle nur einen Baustein dar. 
Auf der anderen Seite müsse auch die Nachfrage flexibilisiert werden. Dies stehe mit-
einander Wechselwirkung. Je mehr es gelinge, zu einer Flexibilisierung auf der Nach-
frageseite zu kommen, desto mehr sinke der Bedarf an regelbarer Leistung. Dies 
müsse über alle politischen Ebenen hinweg adressiert werden. 

Alle einschlägigen Studien berücksichtigten diese Wechselwirkung – allerdings in un-
terschiedlichem Ausmaß. Auf Bundesebene sollten 10 GW an H2-Ready-Gaskraftwer-
ken in vier Tranchen ausgeschrieben werden. Zusätzlich müsse geprüft werden, wel-
che Unterstützung die digitale Vernetzung von kleineren Erzeugern regelbarer Leis-
tung ergänzend liefern könne. Im Rahmen eines smarten, digitalisierten Energiesys-
tems kämen nicht mehr ausschließlich Großkraftwerke für die Bereitstellung regelbarer 
Leistung infrage.  

Er halte es für zu kurz gegriffen, die Menge an von Gaskraftwerken zur Verfügung 
gestellten GW an Energie als allein ausschlaggebend darzustellen, wenn es um das 
Gelingen oder das Scheitern der Transformation bzw. die Gewährleistung der Versor-
gungssicherheit unter den Bedingungen des Kohleausstiegs 2030 gehe.  
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StS’in Silke Krebs (MWIKE) stellt klar, bei der Kraftwerksstrategie gehe es um die 
Back-up-Leistung, die für das System zur Verfügung gestellt werden müsse, wenn die 
regulär geplante Leistung eben nicht abgerufen werden könne, etwa zu Zeiten der 
berühmten Dunkelflauten. 

Eine Notfallleistung für den Fall einer anderswo auftretenden Lücke werde nicht über 
den normalen Marktpreis angeregt bzw. gesteuert, weil Unklarheit darüber bestehe, 
wie oft diese Situation überhaupt eintrete und es grundsätzlich wünschenswert sei, dass 
dies möglichst selten geschehe. Daher müsse ein eigener, verlässlich greifbar Preis-
mechanismus hinterlegt werden, um die notwendigen Investitionen anzuregen. 

Der AfD-Fraktion empfehle sie, bei der Betrachtung der Energiepreisentwicklungen am 
Markt auch an die steigenden CO2-Preise zu denken. Auch diese beeinflussten die 
Wirtschaftlichkeitsüberlegungen entscheidend. 

Sie habe ebenfalls die Messe „E-world“ besucht, dort Gespräche geführt und die ab-
solut berechtigten Hinweise auf eine notwendige Beschleunigung und auf Stellen, an 
denen es noch hake, gehört. Ihr sei aber auch die Zuversicht begegnet, dass die Lan-
desregierung ihren Beitrag leiste und gerade die Zusammenarbeit und der Austausch 
mit der Abteilung 6 des Ministeriums immer sehr gut funktioniere. 

Hinsichtlich der Ansiedlung von Microsoft sei darauf hingewiesen worden, dass diese 
von der vorhergehenden Regierung eingeleitet worden sei. Sie rate davon ab, diesbe-
züglich einen öffentlich wahrnehmbaren Urheberrechtsstreit zu führen, dessen Wir-
kung auf Investoren verheerend sein könne.  

Tatsächlich habe jedoch ein von der vorherigen Regierung angeregtes Gutachten die 
sich dort überkreuzenden Datenströme und damit einen Standortvorteil des Rheini-
schen Reviers sichtbar gemacht. Auf diesen Impuls hin sei Microsoft darauf aufmerk-
sam geworden. Ein solches Gutachten falle nicht in die Verantwortung der Bürger-
meisterinnen und Bürgermeister, sondern in die des Ministeriums. Daher gebühre des-
sen Mitarbeitenden auch der entsprechende Dank.  

Microsoft habe sich auch deshalb für diesen Standort entschieden, weil das Unterneh-
men sich selbst verpflichtet habe, mit seiner Ansiedlung ab einem bestimmten Zeit-
punkt CO2-Neutralität zu erreichen. Es gehe davon aus, dass das Rheinische Revier 
dies verlässlich ermögliche. Gerade der Gigawattpakt und die hervorragenden Aus-
bauzahlen bei den Erneuerbaren in Nordrhein-Westfalen sorgten für das Zutrauen 
Microsofts in die Erfüllung dieses Ziels. 

Bezüglich der Gesamtzahlen des zukünftigen Energiebedarfs laut dem Vorwärtssze-
nario verweise sie auf die Energie- und Wärmestrategie für Nordrhein-Westfalen. Die 
Landesregierung werde in diesem Sommer die genauen Prognosen bzw. Szenarien 
präsentieren, um das Versorgungszenario transparent zu machen. 

Es könnten schon zwei im Raum stehende Kraftwerke öffentlich genannt werden. Zum 
einen plane RWE ein Kraftwerk mit 600 MW. Trianel plane eines mit 500 MW bis 600 
MW in Hamm. Darüber hinaus befänden sich weitere in Planung. 
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Christian Loose (AfD) bestätigt zwar, dass die CO2-Preise auf dem Strommarkt eine 
Rolle spielten, diese fielen jedoch nicht vom Himmel. Die EU-Politik schränke die Ge-
samt-CO2-Menge immer weiter ein und treibe die Preise damit in die Höhe. Der Braun-
kohlestrom werde für 2 Cent pro Kilowattstunde erzeugt. Würden 9 Cent pro Kilowatt-
stunde für CO2-Zertifikate ausgegeben, liege der Preis bei 11 Cent.  

Die Kohlekraftwerke würden bis 2030 und womöglich noch länger betrieben, weil die 
Lücke von der Landesregierung nicht geschlossen werde. Mindestens bis dahin bleibe 
der Preis zu hoch.  

Seines Erachtens sei die Strategie nicht zu Ende gedacht worden. Bei Windkraftanla-
gen liege der Strompreis inklusive des Regionalzuschlags in NRW bei 9,5 Cent. Hinzu 
kämen Ausbaukosten für Netze und Speicher. Daher würde er gerne wissen, welchen 
Strompreis die Landesregierung der Industrie anbieten wolle. Dazu höre er nichts.  

Die Industrie plane jedoch für 20 bis 40 Jahre, wie er aus zahlreichen Gesprächen mit 
mittelständischen Betrieben wisse. Diese sorgten sich um mögliche Versorgungslü-
cken und darum, dass die Regierung nicht einmal mit Sicherheit sagen könne, wie 
hoch der Strompreis in zehn bis 15 Jahren sein werde. Diese Sicherheit bräuchten die 
Unternehmen jedoch für ihre Planungen. Die Landesregierung liefere in dieser Hinsicht 
gar nichts. 

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE) wendet ein, wenn man den menschengemachten 
Klimawandel leugne, falle es leicht, zu fordern, den CO2-Preis, das wichtigste europä-
ische Steuerungsinstrument für den Weg hin zur Klimaneutralität und damit einen 
wichtigen Baustein des Klimaschutzes, abzuschaffen. Die übrigen, nicht wissen-
schaftsfeindlichen Landtagsfraktionen begriffen den Klimaschutz jedoch als notwen-
dige gesellschaftliche Aufgabe.  

Wer über Wissenschaft rede, so Christian Loose (AfD), sollte schon einmal wissen-
schaftlich gearbeitet oder zumindest ein Studium abgeschlossen und nicht nur abge-
brochen haben. Die restliche Welt, die CO2 sparen wolle und an das Problem wissen-
schaftlich herangehe, setze im Übrigen auf Kernenergie. 

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE) stellt klar, er habe sein Studium nicht abgebrochen, 
sondern führe dieses im Rahmen des Möglichen parallel zu seinem Mandat weiter.  

StS’in Silke Krebs (MWIKE) bekennt sich dazu, ihr Studium abgebrochen zu haben. 
Sie habe zwar die Vordiplom-, nicht aber die Diplomprüfung abgelegt. Aus ihrem Mi-
neralogiestudium wisse sie jedoch mindestens so viel, dass die Steinkohleförderung 
nicht Top-down beendet worden sei, sondern die Kohleflöze im Ruhrgebiet und übri-
gens auch in Großbritannien in immer größerer und schließlich nicht mehr wirtschaft-
lich darstellbarer Tiefe hätten erschlossen werden müssen.  

Nicht nur in Nordrhein-Westfalen, sondern in ganz Deutschland fordere gerade die 
Industrie die Zusage einer sicheren Versorgung mit erneuerbaren Energien. Microsoft 
hätte sich nicht angesiedelt, wenn die Landesregierung die erhebliche Menge benö-
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tigten Stroms nicht ab einem gewissen Zeitpunkt aus erneuerbaren Energien hätte zur 
Verfügung stellen können. 

Der Wandel hin zu erneuerbaren Energien werde die Preise auf Dauer stabiler machen 
und geopolitische Abhängigkeiten beispielsweise von der OPEC oder Russland redu-
zieren, die ansonsten ihre Position immer wieder dafür nutzten, um die Preise nach 
oben zu treiben. Die überwiegende Zahl der Staaten halte diesen Weg für richtig. 

Lena Teschlade (SPD) bezieht sich auf den kurz vor der Sitzung eingegangenen Sta-
tusbericht, in dem es um die Arbeitsplätze und die entsprechende Studie gehe. Daraus 
gehe hervor, dass die Fachkräfte, die derzeit ihre Arbeitsplätze verlören, nicht durch 
den Arbeitskräftebedarf der Zukunft aufgefangen würden. Es müssten zudem 33.000 
neue Arbeitsplätze entstehen. Bekanntlich hinke das Rheinische Revier diesbezüglich 
sehr weit hinterher. Sie bitte die Landesregierung darum, die Studie in der kommenden 
Sitzung vorzustellen, damit der Ausschuss diese angemessen diskutieren könne.  
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3 Energiewende und Energieversorgung in NRW – Aktueller Sachstand 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2226 

In Verbindung mit: 

 Solarwirtschaft in Nordrhein-Westfalen (Bericht beantragt von der SPD-Frak-
tion [s. Anlage 2]) 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/2233  

Vorsitzender Dr. Robin Korte weist darauf hin, dass der Ausschuss sich vorgenom-
men habe, den Tagesordnungspunkt „Energiewende und Energieversorgung in 
NRW – Aktueller Sachstand“ vierteljährlich aufzurufen und der aktuelle Bericht viele 
Zahlen zum Ausbau der Erneuerbaren Energien enthalte. 

André Stinka (SPD) verweist darauf, dass die Landesregierung die Solarförderung im 
Rahmen von progres.nrw vorübergehend ausgesetzt habe. Er würde gerne erfahren, 
wann sie gedenke, diese wieder einzusetzen.  

Zweitens habe die Landesregierung sich schwer damit getan, eine Aussage über die 
Solarbranche in NRW zu treffen, während die EnergieAgentur.NRW sich als Vorgän-
gerin von NRW.Energy4Climate seiner Erinnerung nach immer sehr für diesen Sektor 
eingesetzt habe. Bundesweit gebe es Probleme bei der Photovoltaik. Die SPD-Frak-
tion hielte eine Bestandsaufnahme der Akteure im PV-Bereich in NRW für sinnvoll, um 
diese zentral unterstützen zu können bzw. um gerade angesichts des Drucks durch 
die weltweiten Preisunterschiede Maßnahmen zur Standortsicherung einzuleiten. 

Christian Loose (AfD) nimmt Bezug auf die Aussage der Landesregierung, Unter-
nehmen und privaten Verbraucher müssten sich weiterhin auf schwankende Preise 
und ein höheres Preisniveau als vor der Energiekrise einstellen. Dies halte er schon 
allein deswegen für interessant, weil Putin und sein verbrecherischer Überfall auf die 
Ukraine ansonsten immer als alleinige Preistreiber bezeichnet würden. Bei genauerem 
Hinsehen zeige sich jedoch die tatsächliche Ursache der hohen Preise.  

Die Landesregierung berichte stolz Zahlen zum Windenergieausbau. Der Blick zur 
Bundesnetzagentur offenbare jedoch Preise in Höhe von 7,3 Cent pro Kilowattstunde, 
mit Regionalzuschlag sogar 9,5 Cent pro Kilowattstunde. Dabei seien die Speicher und 
der Netzausbau noch nicht mitgerechnet, die Betreiber bzw. Eigentümer der Wind-
energieanlage ebenfalls in Rechnung stellten.  

Es fehlten Zahlen zu den Strompreisen und dazu, welche Auswirkungen diese hätten. 
Die Industrie benötige jedoch eine Grundlage, auf der sie die nächsten 20 bis 30 Jahre 
rechnen könne. Offenbar mache sich die Landesregierung darüber keine Gedanken.  
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60 % der Unternehmen des industriellen Mittelstands Deutschlands verlagerten einer 
Umfrage des Bundesverbands der Deutschen Industrie zufolge unterdessen Arbeits-
plätze im Bereich der Produktion ins Ausland. Weitere 30 % trügen sich demnach kon-
kret mit Abwanderungsgedanken. Wie das ablaufe, lasse sich am Beispiel von Miele 
beobachten. Das Unternehmen habe 700 Arbeitsplätze nach Polen verlagert. 

Der Bericht erwähne auch den enormen Flächenfraß nicht. Alleine Leistungssteige-
rungen im Bereich der Freiflächen-PV-Anlagen in Höhe von 66 MW bedeuteten, dass 
dort 33 Hektar Kulturlandschaft zerstört würden.  

Wie die Ansiedlung einer PV-Produktionsfirma in NRW sichergestellt werden solle, wäh-
rend die Solarfirma Meyer Burger ihre Produktionsanlagen in Deutschland aus Kos-
tengründen schließen und in die USA verlagern wolle, habe die Landesregierung bis-
her ebenfalls noch nicht erklärt. Vielleicht könne sie dies nun im Ausschuss nachholen. 

Ralf Witzel (FDP) bezieht sich auf den Bericht Vorlage 18/2226, dem zufolge ein digi-
tales Genehmigungsverfahren für Windenergieanlagen in Vorbereitung sei. Er interes-
siere sich dafür, ab wann die ersten Anträge auf Genehmigung von Windenergieanla-
gen tatsächlich digital gestellt werden könnten. Sicherlich habe die Landesregierung 
sich dafür Ziele gesetzt.  

Der Prozess der Digitalisierung bzw. der Verfahrensbeschleunigung habe den Bund in 
den vergangenen Monaten ebenfalls sehr stark beschäftigt. Daher würde die FDP-
Fraktion gerne erfahren, ob Synergien erzielt würden und die Programmierung mög-
licherweise kosteneffizienter bzw. schneller erfolgen könnte, wenn unterschiedliche 
Bundesländer bei der Bewältigung ähnlicher zu erfüllender Anforderungen zusammen-
arbeiteten bzw. welche Abstimmungsprozesse diesbezüglich derzeit liefen.  

Im Rahmen der Anhörung zum LEP-Entwurf hätten einzelne Experten im Hinblick auf 
das Verfassungsrecht Zweifel an der Rechtssicherheit der sogenannten Übergangsre-
gelung geäußert. Der FDP sei bisher nicht bekannt, wie die Landesregierung dies im 
Hinblick auf Gesetzgebungskompetenz, Verwaltungskompetenz und verfassungs-
rechtliche Fragen bewerte, und bitte um eine entsprechende rechtliche Einordnung. 

StS’in Silke Krebs (MWIKE) merkt an, ihres Erachtens habe in der Geschichte der 
Stromerzeugung noch niemand zu irgendeiner Zeit die Höhe des Strompreises über 
einen Zeitraum von 20, 30 oder 40 Jahren seriös vorhersagen können. Ihrer Erfahrung 
als ehemaliges Aufsichtsratsmitglied eines Stromversorgers in Baden-Württemberg 
nach erfolge das Hedging der Energieversorger, also die Anstrengungen, ihre Ener-
giepreise in einem gewissen Korridor zu halten, über einen Zeitraum von drei Jahren. 
Niemand könne dies über Jahrzehnte hinweg gewährleisten.  

Die Landesregierung versuche jedoch alles, um der Industrie über einen vernünftigen 
Zeitraum hinweg Planungssicherheit zu bieten. Gerade zu diesem Zweck habe sie sich 
für einen Brückenstrompreis eingesetzt. Dieser komme nun nur in einer sehr begrenz-
ten Version, gerade auch aufgrund der knappen Haushaltsituation im Bund. 

Die Landesregierung versuche auch, durch den Ausbau der Erneuerbaren und eine ent-
sprechende Sicherheit der Energieversorgung für Verlässlichkeit zu sorgen. Diesen Anlie-
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gen diene auch die Betrachtung der Energie- und Wärmeversorgung in NRW in dem 
zuvor erwähnten Vorwärtsszenario. Ein Transformationsprozess bringe bekanntlich große 
Unsicherheiten mit sich. Diese könnten nicht alle beseitigt werden. Die Landesregierung 
bemühe sich aber darum, alles Mögliche zu tun, um maximale Belastbarkeit zu schaffen. 

Die in der Anhörung zum LEP geäußerten rechtlichen Bedenken zum Steuerungs-
instrument im Übergangszeitraum teile die Landesregierung nicht. Dieses Instrument 
diene aber ohnehin nur zur Überbrückung der Übergangszeit und laufe nun aus. 

Bezüglich der Kooperationsplattform für die BImSch-Genehmigung, auf die die FDP-Frak-
tion vermutlich angespielt habe, existiere bereits eine grobe Konzeption. Im nächsten 
Schritt werde nun der entsprechende Auftrag vergeben. Dazu müsse das MWIKE sich 
mit dem für BImSch-Genehmigungen zuständige Umweltministerium abstimmen. Die 
Landesregierung hoffe, in der zweiten Jahreshälfte mit dem Instrument starten zu können.  

Sie halte es für ein spannendes Projekt, und habe es deswegen vorangetrieben, weil 
sich der nicht von NRW verantwortete „Einer für Alle“-Prozess zur Digitalisierung von 
BImSch-Genehmigungen nicht auf einem optimalen Pfad befunden habe. Diese Ein-
schätzung habe auch der beim Innenministerium angesiedelte CIO des Bundes geteilt 
und deswegen einen Workshop ins Leben gerufen, in dem es darum gehe, wie BImSch-
Genehmigungen bundesweit möglicherweise neu aufgesetzt werden könnten. Nord-
rhein-Westfalen werde in diese Überlegungen einbezogen. 

Einzelne Bundesländer wendeten sich bereits an NRW und bäten darum, sich an der 
Plattform beteiligen zu können. Auch beim Bund gebe es Überlegungen, die Plattform 
bundesweit zur Grundlage für das weitere Vorgehen zu machen. Sicherlich stelle es 
einen Wert an sich dar, in NRW ein gutes Angebot machen zu können, auf der anderen 
Seite engagierten sich die Unternehmen bundesweit. Daher hielte sie es für sinnvoll, 
dieses Angebot breiter verfügbar zu machen. 

RB Dr. Achim Dahlen (MWIKE) bestätigt, dass die „progres.nrw“-Solarförderung aus-
gesetzt worden sei. Im vergangenen Jahr hätten 140 Millionen Euro aus dem Sonder-
vermögen für Photovoltaikanlagen vorwiegend im kommunalen Bereich sowie für Frei-
flächenphotovoltaik und für Floating-PV eingesetzt werden können. Das Sonderver-
mögen stehe jedoch nicht mehr zur Verfügung.  

Erfahrungsgemäß verschiebe sich jedoch ein signifikanter Anteil von Projekten oder 
komme gar nicht zustande. Daher könne mit Rückflüssen gerechnet werden. Sollten 
diese einen signifikanten Betrag erreichen, werde das Ministerium die Förderung noch-
mals aktiv bewerben. 

Im Rahmen des Gigawattparks werde das Ministerium auf vier Jahre verteilt 60 Millio-
nen Euro für die Förderung von Photovoltaikanlagen im kommunalen Bereich, auch in 
der Freifläche, im Rheinischen Revier zur Verfügung stellen. 

Ihrem Verständnis nach habe die SPD-Fraktion auch nach der Herstellung von Solar-
modulen gefragt, so StS’in Silke Krebs (MWIKE). 
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André Stinka (SPD) stellt klar, dass seine Fraktion sich darüber gewundert habe, dass 
keine klare Aussage zur Branche getroffen worden sei. Seiner Erinnerung nach sei der 
PV-Bereich in der Vorgängerinstitution der NRW.Energy4Climate, also der Energie-
Agentur.NRW, immer sehr präsent gewesen. Es habe Zahlen dazu gegeben, wie viele 
Unternehmer sich in der Branche engagierten. Er hielte es angesichts der Weltlage für 
sinnvoll, die Player zu kennen, um die Maßnahmen bündeln zu können, mit denen die 
Branche in NRW gehalten werden sollten.  

StS’in Silke Krebs (MWIKE) entgegnet, sowohl die NRW.Energy4Climate als auch 
das MWIKE selber bemühten sich, die Akteure und deren Probleme zu identifizieren. 
Dazu gehöre auch ein aktives Engagement für die Ansiedlung der Produktion in NRW 
im Zuge der laufenden bundesweiten Ausschreibung, damit die Solarbranche in ihrer 
ganzen Bandbreite weiterhin vor Ort vertreten bleibe. 

Christian Loose (AfD) merkt bezüglich der Aussagen der Staatssekretärin zur Preis-
bildung am Strommarkt an, diese erstrecke sich tatsächlich über drei Jahre und finde 
überwiegend am Terminmarkt statt. Die Preisrisiken nähmen jedoch zu, je mehr wet-
terabhängige Energieerzeuger zugebaut und je mehr versorgungssichere Kraftwerke 
abgeschaltet würden. Der Terminmarkt werde dadurch enger und volatiler. Dieses Ri-
siko müssten die Abnehmer, also auch die Industrieunternehmen, einpreisen. 

Allerdings hätte die Landesregierung durchaus Möglichkeiten, die Preise abzuschätzen. 
Die Windkraft- und Solarenergiebetreiber erhielten per Gesetz eine Garantie über zehn 
bis 20 Jahre. Dieser Preis werde damit über diesen Zeitraum fixiert. Das sehe auch 
die Industrie. Daher halte er es für falsch zu behaupten, man könne nur für drei Jahre 
in die Zukunft schauen.  

Amprion zufolge müssten zudem 200 Milliarden Euro in den Netzausbau investiert 
werden. Er gehe von noch höheren Zahlen aus. Daraus resultiere ein dauerhafter Ren-
diteanspruch der Netzbetreiber gegenüber den Endkunden. Amprion gehe mit der In-
vestition in Vorleistung, erwarte aber im Gegenzug jedes Jahr eine gewisse Rendite, 
beispielsweise 5% bis 7 %, von den Endkunden. Bei 5 % wären das über die Betriebs-
dauer der Netze hinweg pro Jahr 10 Milliarden Euro.  

In acht Jahren würden 20 GW an Leistung benötigt, es sollten jedoch nur 10 GW und 
diese nicht einmal sicher gebaut werden. Die Industrie beziehe all dies in ihre Überle-
gungen ein, zumal sie für 20 bis 30 Jahre plane, wenn sie neu investiere oder eine 
Fabrik in Revision gebe. 

Das Unternehmen Miele habe sich schon vor mehreren Jahren überlegt, ob sich die 
Investition in NRW noch lohne, oder ob es sich besser nach neuen Standorten um-
schauen solle. Das Werk in Polen sei schon 2019 entstanden. Dadurch hätten sich 
Überkapazitäten ergeben. Miele habe nun die Zeit der geringeren Umsätze genutzt, 
um die Fabrik in Deutschland zu schließen. Das werde nach und nach mit jeder ande-
ren Fabrik in Deutschland passieren, die abwandern könne. 
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André Stinka (SPD) verweist auf die Diskussionen zur Resilienz der Solarbranche in 
der Bundesenergieministerkonferenz. Dies erscheine ihm sehr wichtig, wenn es darum 
gehe, die Solarbranche in Deutschland zu halten. Er würde gern erfahren, wie die Lan-
desregierung zu dem Thema stehe.  

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE) zufolge stimmt der Bericht in weiten Teilen hoff-
nungsfroh. Nordrhein-Westfalen erreiche sowohl einen guten Wert beim Ausbau der 
Windenergie als auch einen hohen Anteil beim ebenfalls sehr wichtigen Repowering.  

Ebenfalls begrüße er die Klarheit bezüglich der Notwendigkeit der Maßnahmen, die vom 
Landtag schon auf den Weg gebracht worden seien, bzw. auch der Änderung des Lan-
desentwicklungsplans für die Flächenzurverfügungstellung, die sich in der abschließen-
den Beratung befinde. Dies sei nicht nur mit Blick auf die ausreichende Bereitstellung 
zusätzlicher Flächen für die Windenergie von Bedeutung, sondern auch um gemeinsam 
mit den Kommunen den Ausbau der Freiflächenphotovoltaikanlagen zu beschleunigen.  

Eine erfolgreiche Entwicklung zeichne sich auch im Bereich der PV-Dach-Anlagen ab. 
In Nordrhein-Westfalen gebe es bereits 600.000, allein 150.000 davon seien im Jahr 
2023 gebaut worden. Er erinnere an Debatten der Vergangenheit, bei den angezweifelt 
worden sei, ob das Handwerk dies schaffen könne. Dank richtiger politischer Rahmen-
bedingungen und der Leistungsfähigkeit des Handwerks sei es jedoch gelungen. Dies 
verdiene Respekt und gebe auch Hoffnung für den weiteren Ausbau, der weiter be-
schleunigt werden müsse. 

Eine Einspeisevergütung könne nicht mit einem Börsenstrompreis verglichen werden, 
wie dies die AfD-Fraktion getan habe. Es handele sich dabei um zwei ganz verschie-
dene Dinge. Die Einspeisevergütung erstatte die Differenz zwischen dem, was an der 
Strombörse als Preis für den erneuerbaren Strom erzielt werden könne. Er halte es für 
seltsam, dass er dies überhaupt erklären müsse, und die von der AfD-Fraktion häufig 
wiederholte Argumentation für vollkommen an den Haaren herbeigezogen. 

Die Landesregierung habe vorhin ihre Bemühungen bezüglich des Industriestromprei-
ses vorgestellt. Da sei einiges anders gekommen, als Schwarz-Grün sich dies ge-
wünscht habe. Einer Strompreisanalyse im Rahmen einer Studie des BDEW vom Feb-
ruar 2024 zufolge sei der durchschnittliche Strompreis der Industrie deutlich zurückge-
gangen und liege bei den Neuabschlüssen nah am Preisniveau der Jahre 2017 bis 
2020. Zudem sei der Anteil der EEG-Umlage an dieser Preisbildung weggefallen. Dies 
wirke sehr stark entlastend für die Industrie. 

In der Debatte werde seines Erachtens häufig nahegelegt, die Preise lägen noch bei 
auf dem Niveau von 2022 und es habe sich seitdem nichts bewegt. Auch hier halte er 
weitere Anstrengungen für notwendig, die Landesregierung habe ihre bisherigen Be-
mühungen in ihrem Bericht jedoch auch ausführlich dargestellt. 

StS’in Silke Krebs (MWIKE) antwortet auf die Frage der SPD zur Diskussion um die 
Resilienz-Boni für die Solarbranche, die Landesregierung unterstütze diese, weil sie kleine 
Preisdifferenzen bei der Produktion ausglichen. Deutschland werde damit unabhängiger 
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von anderen Staaten wie etwa China, in denen auch in diesem Bereich menschen-
rechtlich bedenkliche Produktionsbedingungen herrschten. 
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4 Der Rezession in Nordrhein-Westfalen entgegenwirken – Bürokratieentlas-

tung jetzt  umsetzen 

Antrag  
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/5836 

(Überweisung an den Ausschuss für Wirtschaft, Klimaschutz, In-
dustrie und Energie am 20.09.2023) 

In Verbindung mit: 

 Für ein zukunftsfestes und klimaneutrales Nordrhein-Westfalen – Übermäßige 
Bürokratie konsequent abbauen, Wirtschaft entlasten, Wirtschaftsstandort 
stärken und Transformation beschleunigen 

Antrag  
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/7190 

Ausschussprotokoll 18/453 (Anhörung vom 10.01.2024) 

– abschließende Beratung und Abstimmung  

(Überweisung an den Ausschuss für Wirtschaft, Klimaschutz, In-
dustrie und Energie am 15.12.2023) 

Ralf Witzel (FDP) verweist auf viele positive Impulse aus der Anhörung zu dem von 
der FDP eingebrachten Antrag Drucksache18/5836, der insgesamt 25 konkrete For-
derungen enthalte. Bekanntlich stelle der Bürokratieabbau auch auf Bundesebene ein 
wichtiges Ziel dar. Wo es landesseitige Möglichkeiten gebe, solle das Land auch mit 
eigenen Initiativen voranschreiten. Den schwarz-grünen Antrag halte seine Fraktion 
für teilweise rückwärtsgewandt und vor dem Hintergrund der sich heute neu stellenden 
Notwendigkeiten auch für nicht ausreichend.  

Gerade mittelständische Unternehmen verfügten in der Regel nicht über einen ausrei-
chend großen Overhead oder eine dezidierte Rechtsabteilung, um die bürokratischen 
Anforderungen zu erfüllen. Genehmigungslaufzeiten und Dokumentationspflichten 
führten zu erheblichen Belastungen. Deshalb müsse beim Bürokratieabbau größer ge-
dacht werden, als es der Antrag der regierungstragenden Fraktionen vorsehe.  

Die FDP-Fraktion wolle in Nordrhein-Westfalen eine Verwaltungskultur etablieren, die 
insgesamt mehr Freiheiten vorsehe und auf Ermöglichen sowie Serviceorientierung 
setze. Sie fordere daher mehr Impulsrechte und Gestaltungsmöglichkeiten für die 
Clearingstelle Mittelstand und die Automatisierung des Bürokratieabbaus. Auch die 
explizit angesprochene Digitalisierung stelle einen wichtigen Aspekt dar. 
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Durch Demokratieabbau könne das Ziel erreicht werden, das zumindest als Lippenbe-
kenntnis von allen Fraktionen im Hause geteilt werde, nämlich Genehmigungs- und 
Bewilligungsverfahren zu beschleunigen und Rechtssicherheit für die von NRW drin-
gend benötigten Investitionen zu schaffen. Weniger bürokratische Vorgaben stellten 
ein zentrales Instrument dar, um das Land im Wettbewerb mit anderen Bundesländern 
und den europäischen Nachbarn nach vorne zu bringen. 

Jan Matzoll (GRÜNE) bedankt sich für die Bereitschaft der FDP dazu, eine gemein-
same Anhörung zu beiden Anträgen durchzuführen. Dies werde der Bedeutung des 
Themas und auch dem Anliegen der Beschleunigung gerecht. 

Er halte den Antrag der Koalitionsfraktionen für deutlich fokussierter, als den der FDP-
Fraktion, auch wenn Ersterer dadurch möglicherweise weniger breit angelegt er-
scheine. Die Anhörung habe seines Erachtens ergeben, dass keiner der Anträge der 
Weisheit letzten Schluss darstelle. Daher gelte es die Anregungen aus der Anhörung 
für die Zukunft mitzunehmen. Die demokratischen Fraktionen sollten in der Sache zu-
sammenarbeiten, damit Demokratieabbau eben nicht auf eine Floskel reduziert, son-
dern tatsächlich umgesetzt werde. 

Die von der FDP-Faktion angesprochene Mentalität in den Behörden halte auch er für 
ein sehr wichtiges Thema, mit dem sich der Ausschuss über diesen Antrag hinaus 
beschäftigen werde, weil es nicht mit einem Antrag gelöst werden könne. Es handele 
sich eher um eine Daueraufgabe. Auch die ganz konkrete Umsetzung hänge mit der 
Mentalität zusammen. Es beständen vielerorts keine ausdrücklichen Regelungs-, son-
dern eher Umsetzungsprobleme.  

In Nordrhein-Westfalen sei schon im vergangenen Jahr und auch schon unter dem 
vorherigen Wirtschaftsminister eine Menge geschehen. Dieser Prozess müsse nicht 
nur fortgesetzt, sondern auch intensiviert und beschleunigt werden. 

Neben dem Klimawandel und der Energiewende stelle auch die Gefahr der Abwande-
rung der Industrie das Land vor große Herausforderungen. Gelänge deren Bewälti-
gung nicht, würde NRW in Bezug auf die Industrie und den Klimaschutz um Jahrzehnte 
zurückgeworfen. 

Björn Franken (CDU) zufolge rückt das Thema „Bürokratieabbau und Planungsbe-
schleunigungen“ immer mehr den Fokus. Er halte beide Anträge für interessant und 
umfassend, im FDP-Antrag werde jedoch schlicht alles zusammengefasst, was der 
Fraktion zu dem Thema „Bürokratieabbau“ eingefallen sei. 25 Forderungspunkte und 
29 Spiegelstriche halte er für zu viel. Viele davon seien auch schon häufig diskutiert 
worden oder gehörten in den Bereich des ABWD, weil sie die Digitalisierung beträfen. 

Die Anhörung der Sachverständigen habe ergeben, dass die von der FDP-Fraktion 
vorgeschlagenen Maßnahmen zum Bürokratieabbau entgegen der eigentlichen Ziel-
setzung auch zu mehr Bürokratie führen könnten, weil sie schließlich administriert und 
nachverfolgt werden müssten.  

Die Bundesebene werde in dem Antrag vollkommen ausgeklammert. Auch wenn es in 
diesem Ausschuss um die Landespolitik gehe und NRW eigene Problemlösungsideen 
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entwickeln müsse, würden eben viele Regelungen, die die Landespolitik mittelbar be-
einflussten, auf Bundesebene getroffen. 

Daher fordere der Antrag der regierungstragenden Fraktionen die zügige Umsetzung 
des Paktes für Planungs- und Genehmigungsbeschleunigung, die schnelle Verab-
schiedung des Bürokratieentlastungsgesetzes und die Umsetzung der Digital-Only-
Bestandteile des OZG 2.0. In diesen Bereichen benötige Schwarz-Grün Ergebnisse 
aus Berlin, um weiterzukommen. 

Der schwarz-grüne Antrag widme sich den Themen „Genehmigungsbeschleunigung“, 
„Prozessdigitalisierung“ und „Bürokratieabbau als Veränderungsprozess“. Es gehe vor 
allem darum, in den Behörden des Landes auf allen Ebenen das Bewusstsein für den 
Mehrwert von weniger Bürokratie zu schaffen. Dies müsse in allen Köpfen ankommen. 
Diesen Changemanagementprozess gelte es konsequent umzusetzen. 

Beide Anträge forderten zurecht die häufig beschworene, aber noch nicht verwirklichte 
Anendung des Grundsatzes, Vorschriften aus dem EU-Recht maximal eins zu eins 
umzusetzen. Zudem lägen konkrete Vorschläge für die Entbürokratisierung zum 
Wohle der kleinen und mittelständischen Unternehmen auf dem Tisch, die tatsächlich 
nicht über den dicken Wasserkopf verfügten und deshalb schlanke Lösungen benötig-
ten. Dazu gehöre es zum Beispiel, die Datenerfassung so weit wie möglich zu digitali-
sieren und zu automatisieren, um die Belastung der Unternehmen zu reduzieren. 

Schwarz-Grün habe die Clearingstelle Mittelstand bereits im vergangenen Jahr im Zu-
sammenhang mit einem Antrag zum Wirtschaftsstandort NRW in den Fokus gerückt. 
Diese solle die Vorschläge aus der Wirtschaft aufnehmen und adressatengerecht in 
die Ministerien eintragen. Zurzeit herrsche noch ein Durcheinander, weil Vorschläge 
überall da eingebracht würden, wo ohnehin Kontakte bestünden. Diese Vorschläge 
kämen aber häufig nicht an der richtigen Stelle an. Die Clearingstelle Mittelstand könne 
die Lage verbessern. 

Christian Loose (AfD) kritisiert, dass beide Anträge zum Thema „Bürokratieabbau“ 
erneut im Ungefähren verharrten. Angesichts dessen, dass alle antragstellenden Par-
teien offenbar den ganzen Tag nichts anderes täten, als sich ständig neue Regeln 
auszudenken, erstaunten die immer wiederkehrenden Anträge zu diesem Thema.  

Er verweise beispielhaft auf die CBAM-Regelungen der EU und das Lieferkettengesetz 
des Bundes. Auch im Land wachse die Bürokratie jedes Jahr an, es würden Stellen 
und damit Wasserköpfe aufgebaut. Zudem würden zahlreiche Netzwerk- und Cluster-
firmen gegründet, die sich größtenteils mit sich selber beschäftigten. 

Die IHKn und die Unternehmerverbände zählten zwar auf, was getan werden müsste, 
wüssten jedoch, dass sich am Ende nichts verbessere. Zum Heizungsgesetz habe 
etwa der Präsident von Handwerk.NRW in einer 20-seitigen Stellungnahme erklärt, 
das Handwerk könne die Regelungsdichte nicht mehr nachvollziehen. Die übrigen 
Sachverständigen hätten sich sinngemäß genauso geäußert. Dies zeige in der Lan-
despolitik jedoch seit Jahren keine Wirkung. 
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Um glaubhaft Bürokratieabbau zu fordern, müsse die Landesregierung konkrete Ver-
ordnungen, Normen und Gesetze nennen, die weggefallen sollten, wie beispielsweise 
die DSGVO, die ESG-Berichterstattung und der CBAM-Mechanismus.  

Ralf Witzel (FDP) zeigt sich erfreut über die grundsätzliche Sympathie der CDU-Frak-
tion für den Antrag der FDP-Fraktion. Die CDU-Fraktion habe zudem die Bedeutung 
des Changemanagements, also eines Umdenkens in der Verwaltung hin zu mehr Ser-
viceorientierung, deutlich gemacht und damit die von ihm vorgetragene Begründung 
für die Notwendigkeit des Antrags seiner Fraktion noch einmal bestätigt. Denn es habe 
zwar nicht jeder darin enthaltene Punkt Neuigkeitswert, vieles sei aber bisher eben nicht 
umgesetzt worden.  

Im Laufe der vergangenen Jahre seien neue bürokratischen Lasten für die Unterneh-
men in NRW hinzugekommen, die nicht immer nur im Landesrecht, sondern auch im 
Bundes- oder EU-Recht begründet seien. Er halte die Breite des Antrags nicht für eine 
Schwäche, sondern für eine Stärke, weil er alle Aspekte, die in diesem Zusammen-
hang genannt würden, in eine Gesamtschau bringe und damit einen Arbeitsauftrag für 
die Verwaltung und die Politik formuliere, sich mit diesen Themen zu beschäftigen.  

Daher bitte er darum, den Antrag seiner Fraktion mitzutragen. Er könne sich auch vor-
stellen, beide Anträge im Paket zu beschließen. Andernfalls bitte er die regierungstra-
gende Fraktionen darum, mitzuteilen, bei welchen inhaltlichen Punkten sie nicht mit-
gehen könnten.  

Der Ausschuss lehnt den Antrag der Fraktion der FDP Druck-
sache 18/5136 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD gegen die Stimme der 
FDP-Fraktion ab. 

Der Ausschuss stimmt dem Antrag der Fraktionen von CDU 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Drucksache 18/7190 mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD, FDP und AfD zu. 
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5 Infrastrukturausbau ermöglichen und Wasserstoffhochlauf systematisch 

voranbringen für klimaneutrale Industrie und Mittelstand in Nordrhein-
Westfalen 

Antrag  
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/5854 

Ausschussprotokoll 18/435 (Anhörung vom 06.12.2023) 

– abschließende Beratung und Abstimmung  

(Überweisung an den Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klima-
schutz und Energie am 21.09.2023) 

André Stinka (SPD) sieht die SPD-Fraktion durch die Anhörung in ihrer Forderung 
nach einer zentralen Steuerung des Wasserstoffausbaus unter anderem in Nordrhein-
Westfalen bestätigt. Dieser solle der Vorrang vor Leuchtturmprojekten eingeräumt wer-
den: Auch die regionalen Bedarfe von kleinen und mittelständischen energieintensiven 
Unternehmen müssten stärker berücksichtigt werden. Die Sachverständigen hatten 
auch weiteres Verbesserungspotential bei europäischen Projekten gesehen. 

Christian Loose (AfD) betont, nur Deutschland – insbesondere NRW – treibe den 
Wasserstoffhype voran, weil alleine dort Wasserstoff in riesigen Mengen benötigt 
werde, während das gesamte Ausland weiterhin grundlastfähige Kernkraftwerke be-
treibe.  

Er halte das Gelingen dieses Ansatzes überdies für fraglich. Der Wasserstoff müsse 
irgendwo hergestellt und von dort importiert werden. Dazu würden Fachkräfte für den 
Bau und Betrieb hochmoderner Anlagen, die es schon hier in Deutschland nicht gebe, 
beispielsweise in Afrika benötigt. Hinzu käme die Notwendigkeit unfassbar hoher In-
vestitionen in Transportmittel wie Schiffe und Tausende Kilometer von Rohrleitungen. 
Deutsche Industriekunden könnten bzw. wollten dies kaum bezahlen.  

Befürworter der Technologie hingen seines Erachtens der naiven Vorstellung an, Was-
serstoff ließe sich mit Wind- oder Solarstrom herstellen. PV-Anlagen lieferten jedoch 
nachts gar keinen, Windenergieanlagen mal zu viel und mal zu wenig Strom. Ohnehin 
kämen Letztere in NRW auf nur 1.800 Volllaststunden pro Jahr.  

In einem industriellen Herstellungsprozess wie der Produktion von Wasserstoff benö-
tigte teure und komplexe Maschinen sollten jedoch idealiter 365 Tage im Jahr und 24 
Stunden täglich oder zumindest von 6:00 Uhr bis 22:00 Uhr im Zweischichtbetrieb lau-
fen, damit sie sich unternehmerisch rechneten.  

Zudem existiere dem Sachverständigen Dr. Helmut Waniczek zufolge, der auf mehre-
ren Kontinenten in der Wasserstoffbranche gearbeitet habe, bisher kein einziges Kraft-
werk, das ausschließlich mit Wasserstoff betrieben werde. Ein solches bräuchte 35 t 
Wasserstoff pro Stunde. Die Preise dafür wären exorbitant. 
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Bei der Herstellung von Wasserstoff aus Elektrolyse, seiner Verdichtung, seinem Trans-
port und der anschließenden Stromerzeugung daraus ergäbe sich ein Preis von 
40 Cent pro Kilowattstunde Strom. Aus diesem Grunde sollte dieses Fantasieprojekt 
Wasserstoff nicht weiter verfolgt werden. Die AfD-Fraktion lehne den Antrag nicht wie 
andere Fraktionen deswegen ab, weil er von der SPD komme, sondern weil sie ihn für 
marktwirtschaftlich, betriebswirtschaftlich und energiepolitisch unsinnig halte. 

Dr. Patricia Peill (CDU) erwidert, nur weil die AfD-Fraktion Dinge nicht kenne, bedeu-
tet dies noch lange nicht, dass es diese nicht gäbe. Beispielsweise investiere ein Un-
ternehmen derzeit 1 Milliarde Euro in eine Region, die erneuerbare Energien und 
H2Ready-Wasserstoffkraftwerke plane. Die Vorstellung, dass nichts investiert werde, 
halte sie für ein Fantasieprodukt der AfD. 

Die Transformation hin zu klimaneutralem Wasserstoff stelle eines der Kernthemen für 
Schwarz-Grün dar. Dies zeige sich nicht nur an den Besuchen der Ministerin bei Go-
Zero-Veranstaltungen, sondern auch an den zahlreichen Bemühungen der Industrie in 
diese Richtung. Dies spreche dafür, dass Schwarz-Grün sich auf der richtigen Spur 
befinde. 

Die größte Einzelförderung der Landesgeschichte bei thyssenkrupp Steel zeige, wel-
che Priorität Schwarz-Grün diesem Wasserstoffvorhaben und der Unterstützung des an 
der entsprechenden Lieferkette beteiligten Mittelstandes einräume. In der laufenden Le-
gislaturperiode sei 1 Milliarde Euro an Fördergeldern für IPCEI-Projekte bereitgestellt 
und bewilligt worden. Allein in das Zukunftscluster Wasserstoff werde insgesamt 1 Mil-
liarde Euro investiert. Dies zeige, welche Priorität dieses Thema genieße. 

Für begrüßenswert halte sie die H2-Leitstelle im MWIKE. Die in dem Antrag geforderte 
Stabsstelle existiere daher bereits. Der Antrag gehe zwar in die richtige Richtung, falle 
aber hinter der Zeit zurück, weil viele Dinge längst angestoßen bzw. umgesetzt worden 
seien. So existiere die Partnerschaft mit den Beneluxländern zur Delta-Rhine-Corridor-
Pipeline bereits. Die Ziele der Wasserstoff-Roadmap würden von Schwarz-Grün der-
zeit fast übererfüllt. Es befänden sich in Nordrhein-Westfalen bis zum Jahr 2030 Elekt-
rolyseure mit einer Elektrolyseleistung von 1.000 MW in Planung. 

Schwarz-Grün halte es für sehr wichtig, das H2-Kernnetz bald und schnell auszubauen 
und bis ins Rheinische Revier hinein anzuschließen, um Letzteres transformationsfä-
hig zu machen. Dazu habe NRW als erstes Bundesland eine integrierte Netzplanung 
vorgelegt. 

Die SPD-Fraktion fordere in ihrem Antrag, das Land solle die Wasserstoffnetze planen. 
Die Zuständigkeit dafür liege jedoch dem Energiewirtschaftsgesetz zufolge nicht beim 
Land, sondern bei den Netzbetreibern. Letztere sollten dem Antrag zufolge zudem re-
gionale Bedarfsabfragen durchführen. Dies finde bereits statt. Des Weiteren fordere 
die SPD-Fraktion eine Landesfinanzierung der Netze und Speicher. Dabei handele es 
sich jedoch um einen vollständig regulierten Bereich.  

Bezüglich Punkt 3 des Antrags begrüße Schwarz-Grün zwar die Idee eines Risiko-
fonds als zusätzliches Finanzierungsinstrument des H2-Kernnetzes. Dafür böten die 
Finanzierungsrahmen der Speicher jedoch noch nicht genügend Flexibilität. Mit der 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 31 - APr 18/495 

Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 21.02.2024 
40. Sitzung (öffentlicher Teil) vk 
 
 
unter Punkt 4 eingeforderten Beschleunigung bei IPCEI-Projekten gehe Schwarz-Grün 
d’accord. Hier liege die Zuständigkeit jedoch eher bei der EU und beim Bund. Für die 
unter Punkt 5 geforderte Flexibilisierung des Beihilferechtes setze sich die Landesre-
gierung bereits vehement ein. 

NRW habe auch längst eine integrierte Netzplanung vorgelegt, baue ein integriertes 
Energiesystem auf und nehme damit eine Vorreiterrolle im Bund ein. Sie hielte daher 
eine Verabschiedung des Wasserstoffnetzbeschleunigungsgesetz des Bundes für 
wichtig. Das LNG-Beschleunigungsgesetz habe gezeigt, was möglich gemacht wer-
den könne. Bei den Wasserstoffnetzen könne und müsse auch schneller vorgegangen 
werden, um die guten Vorarbeiten aus NRW nutzen zu können.  

Michael Röls-Leitmann (GRÜNE) schließt sich der Analyse seiner Vorrednerin weit-
gehend an. Einige Punkte im Antrag seien von der Landesregierung bereits umgesetzt 
worden. Für eine schlüssige Organisation des Wasserstoffhochlaufes halte er zudem 
eine Priorisierung für dringend notwendig. Dies bedeute allerdings auch, die eine oder 
andere Absage zu erteilen. Allen sofort und überall Wasserstoff zu versprechen, berge 
viel Enttäuschungspotenzial, wenn diese Versprechen nicht gehalten werden könnten. 
Wasserstoff werde noch für eine relevante Zeit ein knappes Gut bleiben.  

Im Sinne des Klimaschutzes gelte es dabei auch, zu prüfen, wo welche CO2-Vermei-
dungspotenziale beständen. Zum Gesamtkonzept gehöre es auch, die Elektrifizierung 
von Prozessen zu unterstützen, um den aus erneuerbaren Energien gewonnenen 
Strom direkt nutzen zu können.  

Ralf Witzel (FDP) merkt an, die Anhörung habe gezeigt, dass Nordrhein-Westfalen 
unter anderem aufgrund der hohen Industriedichte, der vorhandenen Energienetze, 
der Spitzenforschung, der guten Fachkräfte und der logistischen Vorteile durch die 
Hafenanbindungen über gute und im Bundesvergleich sogar überlegene Ausgangsbe-
dingungen für die Wasserstoffwirtschaft verfüge. Die FDP-Fraktion darin daher große 
Chancen. 

Es könnten bis zu 130.000 neue Arbeitsplätze entstehen, viele davon im klassischen 
Industriebereich. Die Landesregierung müsse sich den aus diesem Potenzial erwach-
senden Herausforderungen mit Nachdruck widmen. Nicht alle damit verbundenen Auf-
gaben fielen in die Verantwortung der Landespolitik. Dennoch sei das Land NRW noch 
nicht soweit fortgeschritten, wie es möglich wäre, etwa bei der Leitungsinfrastruktur, 
ohne die in der Wasserstoffwirtschaft nichts gehe. 

Von den bis 2025 avisierten 120 km Wasserstoffleitung befinde sich bisher noch kein 
einziger Kilometer im Regelbetrieb. Insofern interessiere ihn, wie die Landesregierung 
dazu stehe, wie sie sich angesichts der selbst gesteckten Ziele die Verzögerungen 
erkläre und inwiefern sie Tempo aufnehmen sowie Planung und Genehmigung von 
Leitungen voranbringen wolle. 

André Stinka (SPD) nimmt Bezug auf die nach Aussage der CDU bereits eingerich-
tete H2-Leitstelle. Der VKU habe in der Anhörung auf die große Bedeutung einer von 
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ihm gewünschten, aber bisher nicht zu erkennenden Bündelung hingewiesen. Daher 
interessiere es ihn, wo diese Leitstelle im Ministerium angesiedelt sei und seit wann 
sie diese Aufgabe übernehme.  

LMR Prof. Dr. Phillip Fest (MWIKE) antwortet, die Leitstelle sei als Beratungs- und 
Anlaufstelle bei NRW.Energy4Climate eingerichtet worden. Sie diene nicht der Bün-
delung der von der Landesregierung angebotenen Förderungen.  

Es gehe dabei auch nicht um Genehmigungen, weil diese den Bezirksregierungen ob-
lägen. Ob Genehmigungen gebündelt würden, hänge immer davon ab, ob es um eine 
punktuelle Infrastruktur, wie zum Beispiel bei einzelnen Bergbaurevieren oder um eine 
flächendeckende Infrastruktur wie bei Strom und Gas gehe, die alle Bezirksregierung 
beträfen. Da die Wasserstoffinfrastruktur flächendeckend aufgebaut werden müsse, 
sei keine Bündelung bei einer Bezirksregierung geplant.  

Vielmehr solle der Erfahrungsschatz der Dezernate, die bereits die Gasleitungen ge-
nehmigt hatten, genutzt werden, um die vorhandenen Leitungen auf Wasserstoff um-
zustellen und Synergieeffekte zu heben. Auch damit solle eine gewisse Beschleuni-
gung erreicht werden.  

Etwa die Hälfte des Aufbaus der Wasserstoffinfrastruktur solle aus dem Bestand von 
Gasleitungen erfolgen. Die Umstellung der vorhandenen Leitung könne relativ auf-
wandsarm über Anzeigeverfahren laufen, weil zwar andere Moleküle als bisher trans-
portiert werden sollten, die Leitungen selbst aber erhalten bleiben könnten. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frakti-
onen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD gegen 
die Stimmen der Fraktionen von SPD und FDP ab.  
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6 Wohlstand mit Anstand – Faire Lieferketten und nachhaltige öffentliche Be-

schaffung auch in NRW 

Antrag  
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/7750  

(Überweisung an den Ausschuss für Ausschuss für Europa und 
Internationales – federführend –, an den Ausschuss für Heimat und 
Kommunales, an den Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klima-
schutz und Energie sowie an den Ausschuss für Umwelt, Natur- 
und Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche 
Räume am 24.01.2024) 

Der Ausschuss kommt überein, sich vorbehaltlich der Durch-
führung einer Anhörung von Sachverständigen durch den feder-
führenden Ausschuss nachrichtlich an dieser Anhörung von 
Sachverständigen zu beteiligen.  
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7 Bericht des Landes NRW über die Transporte von radioaktiven Stoffen im 

Jahr 2022 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/2180  

Der Ausschuss nimmt den Bericht zur Kenntnis. 
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8 Verwaltungsvereinbarungen über die Zusammenarbeit zwischen Bund und 

Ländern im Rahmen der Förderung des Breitbandausbaus durch die Bun-
desförderrichtlinie und die entsprechenden Richtlinien der Länder im Hin-
blick auf die Richtlinie „Förderung zur Unterstützung des Gigabitausbaus 
der Telekommunikationsnetze in der Bundesrepublik Deutschland“ – Gigabit-
Richtlinie des Bundes 2.0 (Gigabit-RL 2.0) – vom 31. März 2023 

Vorlage 18/2060 

Unterrichtung  
durch den Präsidenten des Landtags 
Drucksache 18/7447  

Der Ausschuss nimmt die Verwaltungsvereinbarungen zur 
Kenntnis. 
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9 Genehmigungsanträge für die Braunkohlentagebaue Garzweiler II und 

Hambach 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/2251  

Antje Grothus (GRÜNE) weist darauf hin, dass der Sicherheitsstreifen des Tagebaus 
Hambach durch die Heranführung des Hauptbetriebsplan bis an die Grenze vermutlich 
wegfalle, und würde gern erfahren, ob dieser den Süden verlegt werde und wie breit 
dieser bemessen werde. Üblicherweise betrage die Breite die Hälfte der Teufe. In die-
sem Bereich gebe es zudem zwei Brücken. Sie würde gerne erfahren, ob diese beste-
hen blieben oder von der Bergbehörde in Anspruch genommen würden. 

Beim Tagebau Garzweiler sei derzeit die Rede von der Aufnahme von Material in den 
Tagebau. Es gehe um 1,1 Millionen m³ Abraum und Schutt. Dabei handele es sich 
vermutlich um Fremdmassen. Daraus ergebe sich die Frage, ob damit auch problema-
tische Stoffe in den Tagebauraum gelangen könnten. Dies könne zu Problemen in den 
Böschungen und bei einer Wasserverfüllung führen. Es interessiere sie daher, um wel-
che Fremdmassen es sich handele. 

Dem Bericht zufolge liege bereits ein behördlich veranlasstes Gutachten der Büros 
ahu und Fuminco vor. Hier würde sie gerne erfahren, ob dieses bereits veröffentlicht 
worden sei und dem Ausschuss weitergeleitet werden könne. 

Zudem sei die Genehmigung dem Bericht zufolge nur befristet und mit jederzeitigen 
Widerrufsvorbehalt erteilt worden. Dies stehe ihrem Empfinden nach im Widerspruch 
zu der Aussage, das Gutachten habe die ausgeglichene Massenbilanz bestätigt. Mög-
licherweise könne die Landesregierung diesen Widerspruch auflösen.  

René Schneider (SPD) merkt an, die Entscheidung erscheine ihm nachvollziehbar. Er 
habe dennoch eine Frage zur Genehmigung der Ausnahme einer Vorschrift der Berg-
verordnung für Braunkohlenbergwerke. Da sie ohnehin unter dem Vorbehalt des je-
derzeitigen Widerrufs stehe, frage er, warum sie nicht bis beispielsweise 2030, son-
dern kürzer befristet vergeben worden sei.  

Es gehe dabei um eine Rechtsgutabwägung mit Blick auf den Boden, allerdings offen-
bar nur mit Fokus auf das Rheinische Revier. Bei dem Thema „Kies und Sand“ stelle 
sich aber immer die Frage, wie die Nachfrage im gesamten Bundesland gedeckt wer-
den könne. Daher müsse auch einbezogen werden, wie viele Flächen in anderen Lan-
desteilen für den Abbau von Kies und Sand verbraucht werden müssten, wenn die 
vom bergbaubetreibenden Unternehmen beantragten 2,6 Millionen m³ nicht vollstän-
dig, sondern 0,9 Millionen m³ pro Jahr weniger genehmigt würden. 

Die Genehmigung könne unter Umständen andere Landstriche beim Bodenverbrauch 
entlasten. Dies halte die SPD-Fraktion für zielführend. Es stelle sich die Frage, inwie-
fern die Bezirksregierung Arnsberg als genehmigende Behörde diese Abwägung al-
leine und nur mit Blick auf die Gegebenheiten im Rheinischen Revier treffen könne. 
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Vorsitzender Dr. Robin Korte informiert, der Vertreter der Landesregierung, der 
diese Fragen am besten beantworten könne, nehme heute nicht an der Sitzung teil. 
Daher schlage er vor, den Tagesordnungspunkt in der nächsten Sitzung noch einmal 
aufzurufen und gegebenenfalls um einen ergänzenden Bericht der Landesregierung 
zu den Fragen zu bitten, die heute nicht beantwortet werden könnten. 

StS’in Silke Krebs (MWIKE) kündigt an, die Zurverfügungstellung des Gutachtens zu 
prüfen und gegebenenfalls zu veranlassen. 

LMR Prof. Dr. Phillip Fest (MWIKE) erläutert, das Gutachten sei für den Braunkoh-
lenplan erstellt worden. Das Verfahren sei jedoch noch nicht beschlossen. Daraus er-
gebe sich diese Vorläufigkeit und Befristung. 

René Schneider (SPD) verweist auf das in dem Bericht genannten Massegutachten, 
und fragt, ob dieses mit der Beantwortung der schriftlichen Fragen auch zur Verfügung 
gestellt werden könne. 

StS’in Silke Krebs (MWIKE) merkt an, sie gehe davon aus, dass es sich bei dem 
zuvor angesprochenen Gutachten um gerade dieses Massegutachten handele. Sie 
werde dies aber prüfen.  

Vorsitzender Dr. Robin Korte bittet darum, der Landesregierung weitere Fragen zu 
diesem Thema im Vorfeld der nächsten Ausschusssitzung schriftlich über das Aus-
schusssekretariat zuzuleiten. 

Es regt sich kein Widerspruch gegen den Vorschlag des Vor-
sitzenden, den Tagesordnungspunkt erneut aufzurufen. 
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10  Langes Warten beim Aufstiegs- und Meister-BAföG (Bericht beantragt von 

der FDP-Fraktion [s. Anlage 3]) 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/2241  

Vorsitzender Dr. Robin Korte verweist auf die nur geringe verbleibende Zeit und fragt 
die FDP-Fraktion, ob sie es vorziehe, den Tagesordnungspunkt auf die nächste Sit-
zung zu verschieben, um ausreichend Zeit für die Diskussion vorzusehen. 

Ralf Witzel (FDP) schlägt vor, den Tagesordnungspunkt auf die nächste Sitzung zu 
verschieben. Er verweise auf den für das kommende Plenum angemeldeten Tages-
ordnungspunkt in derselben Angelegenheit. 

Der Ausschuss kommt überein, den Tagesordnungspunkt heute 
nicht zu behandeln und in der nächsten Sitzung aufzurufen. 
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11 Auswirkungen maroder Verkehrsinfrastruktur auf die regionale Wirtschaft 

(Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 4]) 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/2243  

In Nordrhein-Westfalen seien derzeit zahlreiche Brücken gesperrt bzw. befänden sich 
in einem maroden Zustand, so Alexander Vogt (SPD). Nach einigen Diskussionen 
habe die Landesregierung das eine oder andere Hilfspaket auf den Weg gebracht. 
Darüber sei sowohl im November 2023 als auch in der jüngsten Ausschusssitzung 
diskutiert worden. Die Landesregierung habe ein Kreditprogramm mit einem Tilgungs-
nachlass von 20 % aufgelegt, um die Betroffenen in Südwestfalen zu unterstützen. 
Daraus ergebe sich in Einzelfällen ein Nachlass von bis zu 100.000 Euro. Dieses Pro-
gramm werde dem Bericht zufolge auch angenommen. 

In der vorherigen Sitzung habe die SPD-Fraktion die Ministerin darauf hingewiesen, 
dass eine ähnliche Situation auch in anderen Regionen vorliege, die sich grundsätzlich 
in einer wirtschaftlich deutlich schwierigeren Lage als Südwestfalen befänden. So be-
treffe die Sperrung der A 42 sehr viele Unternehmen im nördlichen Ruhrgebiet. Daher 
habe seine Fraktion die Ministerin gefragt, ob ein ähnliches Programm auch für andere 
Standorte aufgelegt werden solle. Die Ministerin habe gesagt, dass sie darüber Ge-
spräche mit der NRW.BANK führen wolle. 

Dem Bericht zufolge solle es diesen Tilgungsnachlass seinem Verständnis nach je-
doch nur für Unternehmen aus Südwestfalen und nicht für solche in anderen Regionen 
geben, die sich aufgrund von Brückensperrungen in einer ähnlichen oder noch schwie-
rigeren Lage befänden. Er würde gern erfahren, wie dies vonseiten des Ministeriums 
begründet werde. 

StS’in Silke Krebs (MWIKE) erläutert, der Universalkredit stehe grundsätzlich allen 
Unternehmen in NRW zur Verfügung. Darüber hinaus habe das MWIKE keine weite-
ren, spezifischen Unterstützungsmaßnahmen vorgesehen. 

Alexander Vogt (SPD) fragt nach, ob das in Südwestfalen zur Verfügung stehende 
Kreditprogramm tatsächlich bei allen durch Brückensperrungen entstehenden Situati-
onen in NRW angewandt werden könne. Dem Bericht der Landesregierung zufolge 
entschieden die IHKn in Südwestfalen über die Bedürftigkeit bzw. Betroffenheit der 
Unternehmen. Daher würde er gerne erfahren, ob diese auch über die Betroffenheit 
der Unternehmen beispielsweise aus dem nördlichen Ruhrgebiet entscheiden sollten. 

StS’in Silke Krebs (MWIKE) präzisiert, der Universalkredit stehe zwar allen Unter-
nehmen in NRW zur Verfügung, dies gelte jedoch nicht für den Tilgungsnachlass von 
20 %. Die weiteren Fragen könne sie im Detail nicht beantworten, werde die Beant-
wortung jedoch nachreichen. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 40 - APr 18/495 

Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 21.02.2024 
40. Sitzung (öffentlicher Teil) vk 
 
 
Alexander Vogt (SPD) erklärt, die SPD-Fraktion könne nicht nachvollziehen, warum 
verschiedene Regionen so unterschiedlich behandelt würden und warum auch einen 
ganzen Monat nach der vorherigen Sitzung noch immer keine Antwort auf die damals 
gestellte Frage gegeben werde, ob Hilfen irgendwelcher Art für das nördliche Ruhrge-
biet zur Verfügung gestellt würden. Offenbar werde diese Region von dieser Landes-
regierung nicht prioritär behandelt. 

Er schlage vor, die Vertreter des Wirtschafts- und Verkehrsministerium sollten sich die 
Situation im nördlichen Ruhrgebiet vor Ort anschauen. Dies könne möglicherweise 
dazu führen, dem Thema eine höhere Priorität einzuräumen. 

StS’in Silke Krebs (MWIKE) erwidert, sie habe lediglich gesagt, sie könne die Fragen 
nicht beantworten, nicht aber, dass diese für die Landesregierung keine Priorität hätten. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte kündigt an, in der Obleuterunde zu klären, ob der Ta-
gesordnungspunkt in der nächsten Sitzung erneut aufgerufen werde.  
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12 Verschiedenes 

– keine Wortbeiträge 

gez. Dr. Robin Korte 
Vorsitzender 

4 Anlagen 
04.04.2024/08.04.2024 
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